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Vereinsstatuten 

genehmigt in der Mitgliederversammlung am 09.05.2026 und  

von der BezirkshauptmannschaŌ Bruck an der Leitha mit Bescheid Nr. XXXX vom XXXX 

§ 1: Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 

(1) Der Verein führt den Namen "TennisgemeinschaŌ Neuhofsee ".  

(2) Er hat seinen Sitz in 2325 Velm, Neuhofsee I, Posƞach 90, Niederösterreich und erstreckt 
seine TäƟgkeit auf die Förderung und Ausübung des Tennissports sowie damit verbundener 
gesellschaŌlicher Veranstaltungen.   

(3) Die Errichtung von Zweigvereinen ist / ist nicht beabsichƟgt. (Nichtzutreffendes streichen)    

§ 2: Zweck 

Der Verein, dessen TäƟgkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt seine Förderung von Bewegung 
und Sport, für alle Altersgruppen sowie damit gesellschaŌliche Veranstaltungen und die 
Bewusstseinsschaffung rund um Gesundheit, Ernährung und Sport.  

§ 3: Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks 

(1) Der Vereinszweck soll durch die in den Abs. 2 und 3 angeführten TäƟgkeiten und finanziellen 
MiƩel erreicht werden.   

(2) Für die Verwirklichung des Vereinszweckes vorgesehene TäƟgkeiten sind  

• Sport und Bewegung für alle Altersgruppen, insbesondere Tennissport sowie 
im Gesundheitssport/Breitensport  

• Teilnahme und Entsendung zu naƟonalen Veranstaltungen 

• Abhaltung und Teilnahme von WeƩbewerben, Turnieren, MeisterschaŌen, 
sportlichen und gesellschaŌlichen Veranstaltungen und sonsƟgen den 
Vereinszweck fördernden Veranstaltungen  

• Abhaltung von Vorträgen und Versammlungen  

• Abhaltungen von Kursen, Schulungen, Sportprojekten und ZusammenkünŌen 
zum fachlichen und gesellschaŌlichen InformaƟonsaustausch 

• Herausgabe von PublikaƟonen, MiƩeilungsbläƩern und 
InformaƟonsaustausch 
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• Ausgestaltung, Betrieb und Führung von Sportanlagen 

• Zusammenarbeit mit anderen Vereinen und OrganisaƟonen  

• Erstellung, Gestaltung und Betreibens einer vereinseigenen Website sowie 
sonsƟge elektronischen Medien 

• Erstellung von InformaƟonsmaterialien und Flyern   

 

(3) Die erforderlichen finanziellen MiƩel sollen aufgebracht werden durch:   

• Betriebsgebühr, Mitgliedsbeiträge und Kursbeiträge SubvenƟonen und 
Förderungen 

• Spenden, Sammlungen, Vermächtnisse und sonsƟge Zuwendungen  

• Sponsorengelder 

• Werbeeinnahmen  

• Vermögensverwaltung (z.B. Zinsen aus Kapitalerträgen, sonsƟge 
KapitaleinkünŌe, usw.) 

• Erträge aus Vereinsveranstaltungen  

• Einnahme auf Vermietung und Verpachtung von Sportgeräten und 
Sportanlagen 

§ 4: Arten der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, außerordentliche und 
Ehrenmitglieder.   

(2) Ordentliche Mitglieder, sowie Ehrenmitglieder sind jene, die spielberechƟgt sind. 
Außerordentliche Mitglieder sind solche, die die VereinstäƟgkeit vor allem durch Zahlung 
eines für sie festgesetzten Mitgliedsbeitrags fördern. Ehrenmitglieder sind Personen, die 
hierzu wegen besonderer Verdienste um den Verein ernannt werden.  

§ 5: Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder des Vereins können alle physischen Personen, hauptsächlich Bewohner der Häuser 
Neuhofsee 1, 2 und Schneidergrabensee, sowie jurisƟsche Personen werden.   

(2) Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern entscheidet der 
Vorstand. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden.   
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(3) Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt auf Antrag des Vorstands durch die 
Generalversammlung.   

§ 6: Beendigung der Mitgliedschaft  

(1) Die MitgliedschaŌ erlischt durch Tod, bei jurisƟschen Personen durch Verlust der 
Rechtspersönlichkeit, durch freiwilligen AustriƩ, durch Nichtentrichtung des 
Mitgliedsbeitrages und durch Ausschluss.   

(2) Der AustriƩ erfolgt nur per SƟchtag der Generalversammlung.  

(3) Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein kann vom Vorstand auch wegen grober 
Verletzung anderer Mitgliedspflichten und wegen unehrenhaŌen Verhaltens verfügt werden, 
wie Platzregeln, VerhaltensbesƟmmungen und Anordnung des Vorstandes.   

(Einem auszuschließenden Mitglied sollte die Möglichkeit zur Anhörung vor einem   

Schiedsgericht gegeben werden, falls es dies wünscht. Bis dahin kann der Vorstand auf jeden 
Fall eine Suspendierung der MitgliedschaŌ mit soforƟger Wirkung verfügen).   

(4) Die Aberkennung der EhrenmitgliedschaŌ kann aus den im Abs. 3 genannten Gründen von 
der Generalversammlung über Antrag des Vorstands beschlossen werden. 

§ 7: Rechte und Pflichten der Mitglieder  

Alle Mitglieder sind berechƟgt, an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen und die 
Einrichtungen des Vereins zu den festgelegten Rahmenbedingungen zu beanspruchen. Das 
SƟmmrecht in der Generalversammlung sowie das akƟve und passive Wahlrecht stehen allen 
Mitgliedern zu.   

Jedes Mitglied ist berechƟgt, vom Vorstand die Ausfolgung der Statuten zu verlangen.  

Mindestens 10 % der Mitglieder können vom Vorstand die Einberufung einer 
Generalversammlung verlangen.   

Die Mitglieder sind in jeder Generalversammlung vom Vorstand über die TäƟgkeit und finanzielle 
Gebarung des Vereins zu informieren. Wenn mindestens 10 % der Mitglieder dies unter Angabe 
von Gründen verlangt, hat der Vorstand den betreffenden Mitgliedern eine solche InformaƟon 
auch sonst binnen vier Wochen zu geben.  

Die Mitglieder sind vom Vorstand über den geprüŌen Rechnungsabschluss (Rechnungslegung) zu 
informieren. Geschieht dies in der Generalversammlung, sind die Rechnungsprüfer einzubinden.   
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Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins nach KräŌen zu fördern und alles zu 
unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereins Abbruch erleiden könnten. Sie 
haben die Vereinsstatuten und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu beachten. Die ordentlichen 
und außerordentlichen Mitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der BeitriƩsgebühr und der 
Mitgliedsbeiträge in der von der Generalversammlung beschlossenen Höhe verpflichtet. 

§ 8: Vereinsorgane  

Organe des Vereins sind die Generalversammlung (§§ 9 und 10), der Vorstand (§§ 11 bis 13), die 
Rechnungsprüferinnen/Rechnungsprüfer (§ 14) und das Schiedsgericht (§ 15).   

§ 9: Generalversammlung   

(1) Die Generalversammlung ist die "Mitgliederversammlung" im Sinne des Vereinsgesetzes 2002. 
Eine ordentliche Generalversammlung findet 1 x pro Jahr bis längstens 31.5. staƩ.  

(2) Eine außerordentliche Generalversammlung findet auf   

a. Beschluss des Vorstands oder der ordentlichen Generalversammlung,  

b. schriŌlichen Antrag von mindestens 10 % der Mitglieder,  

c. Verlangen der Rechnungsprüferinnen/Rechnungsprüfer (§ 21 Abs. 5 erster Satz VereinsG),   

d. Beschluss der Rechnungsprüfer (§ 21 Abs. 5 zweiter Satz VereinsG, § 11 Abs. 2 driƩer Satz 
dieser Statuten),   

e. Beschluss eines gerichtlich bestellten Kurators (§ 11 Abs. 2 letzter Satz dieser Statuten)  

binnen vier Wochen staƩ.  

(3) Sowohl zu den ordentlichen wie auch zu den außerordentlichen Generalversammlungen sind alle 
Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriŌlich, miƩels E-Mail oder an die vom 
Mitglied dem Verein bekanntgegebene Whats App bzw. SMS Nummer einzuladen. Die 
Anberaumung der Generalversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. Die 
Einberufung erfolgt durch den Vorstand (Abs. 1 und Abs. 2 lit. a - c), durch die/einen 
Rechnungsprüfer (Abs. 2 lit. d)  oder durch einen gerichtlich bestellten Kurator (Abs. 2 lit. e).   

(4) Anträge zur Generalversammlung sind mindestens drei Tage vor dem Termin der 
Generalversammlung beim Vorstand schriŌlich oder per E-Mail einzureichen.   

(5) GülƟge Beschlüsse - ausgenommen solche über einen Antrag auf Einberufung einer 
außerordentlichen Generalversammlung - können nur zur Tagesordnung gefasst werden. Die 



 
 

5 
 

Tagesordnung kann mit 2/3 Mehrheit aller Anwesenden geändert werden (nicht Statuten 
relevante Themen).  

(6) Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechƟgt. SƟmmberechƟgt sind alle 
Mitglieder ab dem 16. Lebensjahr. Jedes Mitglied hat eine SƟmme. Wahlen sind miƩels 
Handzeichen zulässig.  
JurisƟsche Personen werden durch eine(n) BevollmächƟgte(n) vertreten. Die Übertragung des 
SƟmmrechts auf ein anderes Mitglied im Wege einer schriŌlichen BevollmächƟgung ist zulässig.   

(7) Der Mitgliedsbeitrag ist bis spätestens zur Generalversammlung zu entrichten. Die MitgliedschaŌ 
endet somit, wenn der Mitgliedsbeitrag nicht bezahlt wurde, mit der Generalversammlung. Der 
Mitgliedsbeitrag wird ausnahmslos per Überweisung akzepƟert. 

(8) Die Generalversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlussfähig.   

(9) Die Wahlen und die Beschlussfassungen in der Generalversammlung erfolgen in der Regel mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen gülƟgen SƟmmen. Beschlüsse, mit  denen das Statut des 
Vereins geändert oder der Verein aufgelöst werden soll, bedürfen jedoch einer qualifizierten 
Mehrheit von zwei DriƩeln der abgegebenen gülƟgen SƟmmen.   

(10)Den Vorsitz in der Generalversammlung führt die Obfrau/der Obmann in deren/dessen 
Verhinderung ihre Stellvertreterin/sein Stellvertreter. Wenn auch diese/r verhindert ist, so führt 
das an Jahren älteste anwesende Vorstandsmitglied den Vorsitz.   

(11)Gäste, wie z.B.  ehemalige Mitglieder, da sie den Mitgliedsbeitrag noch nicht bezahlt haben, sind 
bei der Mitgliederversammlung zulässig. Sie sind aber nicht sƟmmberechƟgt. 

§ 10: Aufgaben der Generalversammlung   

Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten:   

a) Beschlussfassung über den Voranschlag;  

b) Entgegennahme und Genehmigung des RechenschaŌsberichts und des 
Rechnungsabschlusses unter Einbindung der Rechnungsprüferinnen/Rechnungsprüfer;  

c) Wahl und Enthebung der Mitglieder des Vorstands und der Rechnungsprüferinnen/ 
Rechnungsprüfer;   

d) Genehmigung von RechtsgeschäŌen zwischen Rechnungsprüferinnen/Rechnungsprüfer 
und Verein;   

e) Entlastung des Vorstands;  
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f) Festsetzung der Höhe der BeitriƩsgebühr und der Mitgliedsbeiträge für ordentliche und 
für außerordentliche Mitglieder;   

g) Verleihung und Aberkennung der EhrenmitgliedschaŌ;  

h) Beschlussfassung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Vereins;  

i) Beratung und Beschlussfassung über sonsƟge auf der Tagesordnung stehende Fragen. 

§ 11: Vorstand  

(1) Der Vorstand muss aus mindestens drei Mitgliedern bestehen. Obmann, Kassier und SchriŌführer. 
Stellvertreter und weitere FunkƟonen sind möglich, aber nicht zwingend erforderlich. 

(2) Der Vorstand wird von der Generalversammlung gewählt. Der Vorstand hat bei Ausscheiden eines 
gewählten Mitglieds das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied zu koopƟeren, 
wozu die nachträgliche Genehmigung in der nächsƞolgenden Generalversammlung einzuholen 
ist. Fällt der Vorstand ohne Selbstergänzung durch KoopƟerung überhaupt oder auf 
unvorhersehbar lange Zeit aus, so ist jede Rechnungsprüferin/jeder Rechnungsprüfer verpflichtet, 
unverzüglich eine außerordentliche Generalversammlung zum Zweck der Neuwahl eines 
Vorstands einzuberufen. Sollten auch die Rechnungsprüferinnen/Rechnungsprüfer 
handlungsunfähig sein, hat jedes ordentliche Mitglied, das die NotsituaƟon erkennt, unverzüglich 
die Bestellung eines Kurators beim zuständigen Gericht zu beantragen, der umgehend eine 
außerordentliche Generalversammlung einzuberufen hat.   

(3) Die FunkƟonsperiode des Vorstands beträgt 3 Jahre; Wiederwahl ist möglich. Jede FunkƟon im 
Vorstand ist persönlich auszuüben.   

(4) Der Vorstand wird von der Obfrau/vom Obmann, bei Verhinderung von seiner 
Stellvertreterin/seinem Stellvertreter, schriŌlich oder mündlich einberufen. Ist auch diese/dieser 
auf unvorhersehbar lange Zeit verhindert, darf jedes sonsƟge Vorstandsmitglied den Vorstand 
einberufen.   

(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle seine Mitglieder eingeladen wurden und mindestens 
die HälŌe von ihnen anwesend ist.   

(6) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher SƟmmenmehrheit; bei SƟmmengleichheit gibt 
die SƟmme der Vorsitzenden/des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(7) Den Vorsitz führt die Obfrau/der Obmann, bei Verhinderung seine Stellvertreterin/sein 
Stellvertreter. Ist auch diese/dieser verhindert, obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältesten 
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anwesenden Vorstandsmitglied oder jenem Vorstandsmitglied, das die übrigen 
Vorstandsmitglieder mehrheitlich dazu besƟmmen.   

(8) Außer durch den Tod und Ablauf der FunkƟonsperiode (Abs. 3) erlischt die FunkƟon eines 
Vorstandsmitglieds durch Enthebung (Abs. 9) und RücktriƩ (Abs. 10).   

(9) Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne seiner Mitglieder 
entheben. Die Enthebung triƩ mit Bestellung des neuen Vorstands bzw.  Vorstandsmitglieds in 
KraŌ. 

(10)Die Vorstandsmitglieder können jederzeit schriŌlich ihren RücktriƩ erklären. Die 
RücktriƩserklärung ist an den Vorstand, im Falle des RücktriƩs des gesamten Vorstands an die 
Generalversammlung zu richten. Der RücktriƩ wird erst mit Wahl bzw. KoopƟerung (Abs. 2) eines 
Nachfolgers wirksam. 

§ 12: Aufgaben des Vorstands   

Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. Er ist das "Leitungsorgan" im Sinne des Vereinsgesetzes 
2002. Ihm kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die Statuten einem anderen Vereinsorgan 
zugewiesen sind. In seinen Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende Angelegenheiten:    

(1) Einrichtung eines den Anforderungen des Vereins entsprechenden Rechnungswesens mit 
laufender Aufzeichnung der Einnahmen/Ausgaben und Führung eines Vermögensverzeichnisses 
als Mindesterfordernis;   

(2) Erstellung des Jahresvoranschlags, des RechenschaŌsberichts und des Rechnungsabschlusses;   

(3) Vorbereitung und Einberufung der Generalversammlung in den Fällen des § 9 Abs. 1 und Abs. 2 
lit. a - c dieser Statuten;   

(4) InformaƟon der Vereinsmitglieder über die VereinstäƟgkeit, die Vereinsgebarung und den 
geprüŌen Rechnungsabschluss; OrganisaƟon und Betrieb der Tennisanlage inkl.  Clubhaus, 
Sanitäre Anlagen etc.    

(5) Verwaltung des Vereinsvermögens;  

(6) Aufnahme und Ausschluss von ordentlichen und außerordentlichen Vereinsmitgliedern;  

(7) Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereins. 
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§ 13: Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder  

(1) Die Obfrau/der Obmann führt die laufenden GeschäŌe des Vereins. Die SchriŌführerin/ der 
SchriŌführer unterstützt die Obfrau/den Obmann bei der Führung der VereinsgeschäŌe.   

(2) Die Obfrau/der Obmann und Stellvertreter vertreten den Verein nach außen. SchriŌliche 
AusferƟgungen des Vereins bedürfen zu ihrer GülƟgkeit der UnterschriŌen der Obfrau/des 
Obmanns, eines Stellvertreters oder der Kassiererin/des Kassiers. RechtsgeschäŌe zwischen 
Vorstandsmitgliedern und Verein bedürfen der ZusƟmmung eines anderen Vorstandsmitglieds.   

(3) RechtsgeschäŌliche BevollmächƟgungen, den Verein nach außen zu vertreten bzw. für ihn zu 
zeichnen, können ausschließlich von den in Abs. 2 genannten Vorstandsmitgliedern erteilt 
werden. 

(4) Bei Gefahr im Verzug ist die Obfrau/der Obmann berechƟgt, auch in Angelegenheiten, die in den 
Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands fallen, unter eigener 
Verantwortung selbständig Anordnungen zu treffen; im Innenverhältnis bedürfen diese jedoch 
der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan.   

(5) Die Obfrau/der Obmann führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand.  

(6) Die SchriŌführerin/der SchriŌführer führt die Protokolle der Generalversammlung und des 
Vorstands.   

(7) Die Kassiererin/der Kassier ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins verantwortlich.   

(8) Im Fall der Verhinderung treten an die Stelle der Obfrau/des Obmanns, der SchriŌführerin/des 
SchriŌführers oder der Kassiererin/des Kassiers ihre   
Stellvertreterinnen/Stellvertreter. 

§ 14: Rechnungsprüferin/Rechnungsprüfer  

(1) Die Rechnungsprüferinnen/Rechnungsprüfer werden von der Generalversammlung auf die Dauer 
von 3 Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich. Die Rechnungsprüferinnen/ Rechnungsprüfer 
dürfen keinem Organ - mit Ausnahme der Generalversammlung - angehören, dessen TäƟgkeit 
Gegenstand der Prüfung ist.   

(2) Den Rechnungsprüferinnen/Rechnungsprüfern obliegt die laufende GeschäŌskontrolle sowie die 
Prüfung der Finanzgebarung des Vereins im Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit der 
Rechnungslegung und die statutengemäße Verwendung der MiƩel. Der Vorstand hat den 
Rechnungsprüferinnen/den Rechnungsprüfern die erforderlichen Unterlagen vorzulegen und die 
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erforderlichen AuskünŌe zu erteilen. Die Rechnungsprüferinnen/die Rechnungsprüfer haben dem 
Vorstand über das Ergebnis der Prüfung zu berichten.   

(3) RechtsgeschäŌe zwischen Rechnungsprüferinnen/Rechnungsprüfern und Verein bedürfen der 
Genehmigung durch die Generalversammlung. Im Übrigen gelten für die die 
Rechnungsprüferinnen/Rechnungsprüfer die BesƟmmungen des § 11 Abs. 8 bis 10 sinngemäß. 

§ 15: Schiedsgericht   

(1) Zur Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden StreiƟgkeiten ist das 
vereinsinterne Schiedsgericht berufen. Es ist eine "Schlichtungseinrichtung" im Sinne des 
Vereinsgesetzes 2002 und kein Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO.   

(2) Das Schiedsgericht setzt sich aus drei ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Es wird derart 
gebildet, dass ein StreiƩeil dem Vorstand ein Mitglied als Schiedsrichterin/ Schiedsrichter 
schriŌlich namhaŌ macht. Über Aufforderung durch den Vorstand binnen sieben Tagen macht 
der andere StreiƩeil innerhalb von 14 Tagen seinerseits ein Mitglied des Schiedsgerichts namhaŌ. 
Nach Verständigung durch den Vorstand innerhalb von sieben Tagen wählen die namhaŌ 
gemachten Schiedsrichterinnen/Schiedsrichter binnen weiterer 14 Tage ein driƩes ordentliches 
Mitglied zum/zur Vorsitzenden des Schiedsgerichts. Bei SƟmmengleichheit entscheidet unter den 
Vorgeschlagenen das Los.  Die Mitglieder des Schiedsgerichts dürfen keinem Organ - mit 
Ausnahme der Generalversammlung - angehören, dessen TäƟgkeit Gegenstand der StreiƟgkeit ist.   

(3) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung nach Gewährung beiderseiƟgen Gehörs bei 
Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit einfacher SƟmmenmehrheit. Es entscheidet nach bestem 
Wissen und Gewissen. Seine Entscheidungen sind vereinsintern endgülƟg. 

§ 16: Freiwillige Auflösung des Vereins  

(1) Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer Generalversammlung und nur mit 
ZweidriƩelmehrheit der abgegebenen gülƟgen SƟmmen beschlossen werden.   

(2) Die Generalversammlung hat - sofern Vereinsvermögen vorhanden ist - über die Abwicklung zu 
beschließen. Insbesondere hat sie eine Abwicklerin oder einen Abwickler zu berufen und 
Beschluss darüber zu fassen, wem diese/dieser das nach Abdeckung der Passiva verbleibende 
Vereinsvermögen zu übertragen hat.   

(3) Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Auflösung binnen vier Wochen nach 
Beschlussfassung der zuständigen Vereinsbehörde schriŌlich anzuzeigen.   
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Verwendung des Vereinsvermögens bei Ausscheiden von Mitgliedern, bei Auflösung des Vereins oder 
bei Wegfall des begünsƟgten Zwecks: 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des bisherigen begünsƟgten Vereinszwecks ist das nach 
Abdeckung der Passiva verbleibende Vereinsvermögen, für gemeinnützige, mildtäƟge oder kirchliche 
Zwecke im Sinne der §§ 34 ff Bundesabgabenordnung (BAO) zu verwenden.  Soweit möglich und 
erlaubt, soll es dabei InsƟtuƟonen zufallen, die gleiche oder ähnliche Zwecke wie dieser Verein 
verfolgen.   

§ 17 Bekenntnis zur Integrität des Sports  

1. Der Verein und seine Mitglieder bekennen sich zu den sozialen, ethischen und 
kulturellen Werten des Sports. Der Verein und seine Mitglieder treten daher aktiv 
für die Integrität und Glaubwürdigkeit im Sport ein und lehnen jede Form der 
Manipulation von Sportbewerben strikt ab. Der Verein und seine Mitglieder 
richten ihr Handeln und Auftreten nach den Grundsätzen des Sportgeists, der 
Glaubwürdigkeit, des Bewusstseins, der Verantwortung und der Prävention aus 
und fordern die genannten Grundwerte der Integrität im Sport im Sinne des 
Vereinszwecks auch von den Sportlern, Betreuern und Schiedsrichtern als 
Verhaltensmaxime ein. 

2. Der Verein und seine Mitglieder verpflichten sich, die Würde aller Personen 
unabhängig von Alter, Geschlecht, sexueller Orientierung, sozialer und 
ethnischer Herkunft, Weltanschauung, Religion, politischer Überzeugung oder 
wirtschaftlicher Stellung zu respektieren, alle Personen gleich und fair zu 
behandeln, keinerlei Gewalt anzuwenden (insbesondere keine sexualisierte 
Gewalt in Worten, Gesten, Handlungen und Taten), die persönlichen Grenzen 
und individuellen Empfindungen zu Nähe und Distanz zu achten, sich bei 
Konflikten um gerechte und humane Lösungen zu bemühen, anzuerkennen, dass 
das Interesse aller Personen, ihre Gesundheit und ihr Wohlbefinden über den 
Interessen und den Erfolgszielen des Vereines stehen, nach bestem Wissen und 
Gewissen den Gebrauch von verbotenen Mitteln (Doping) zu unterbinden und 
Suchtgefahren (Drogen-, Nikotin- und Alkoholmissbrauch) vorzubeugen sowie 
durch gezielte Aufklärung und Wahrnehmung einer Vorbildfunktion negativen 
Entwicklungen entgegenzuwirken 

 
Quelle:   

Bundesministerium für Finanzen   

Abteilung I/8 Öffentlichkeitsarbeit & KommunikaƟon Wien, August 2016   

 


